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Eigentums- und Herrschaftsver
hältnisse, die unter Bruch der Be
schlüsse der —» Antihitlerkoalition 
zur Bildung eines imperialistischen 
Separatstaates aus den drei westli
chen Besatzungszonen und zur 
Spaltung Berlins führte. Die ge
meinsamen Beschlüsse der Groß
mächte der Antihitlerkoalition, ins
besondere das —» Potsdamer Abkom
men, ermöglichten und forderten 
eine koordinierte Politik der Alli
ierten zur Vernichtung von Fa
schismus, Imperialismus und Mili
tarismus und zur Sicherung der de
mokratischen Umgestaltung in 
ganz Deutschland. In der damali
gen sowjetischen Besatzungszone 
wurden diese Beschlüsse unter 
Führung der Arbeiterklasse und 
ihrer revolutionären Partei gemein
sam mit allen antifaschistisch-de
mokratischen Kräften konsequent 
verwirklicht. In den westlichen Be
satzungszonen dagegen betrieben 
die imperialistischen Westmächte 
und Kreise des deutschen Mono
polkapitals unter Mißachtung der 
Lebensinteressen des deutschen 
Volkes und unter offenem Bruch 
der gemeinsamen Festlegungen der 
Alliierten eine Politik, die das Aus
scheiden Deutschlands aus dem 
imperialistischen Lager verhindern 
und die Schaffung eines einheitli
chen und demokratischen Staates 
vereiteln sollte. Nachdem alle Ver
suche gescheitert waren, die impe
rialistischen Ziele in ganz Deutsch
land durchzusetzen, begannen die 
Kräfte der Reaktion mit ihrer Poli
tik der separaten Zusammenfas
sung der westlichen Besatzungszo
nen, die über die Bizone (Abkom
men vom 2. 12. 1946, in Kraft 
getreten ab 1.1. 1947), den bizona- 
len Wirtschaftsrat (1947), die Tri- 
zone und die separate Währungsre
form in den Westzonen (1948) zur 
Konstituierung der —» Bundesrepu
blik Deutschland führte (7. 9. 1949). 
Dieser Akt erfolgte ohne jegliche 
demokratische Legitimation, unter 
Mißachtung des Selbstbestim

mungsrechtes des deutschen Vol
kes. Der Hauptinhalt der imperiali
stischen Spaltungspolitik bestand 
in der wirtschaftlichen, politischen 
und schließlich militärischen Ein
beziehung der BRD in das vom 
USA-Imperialismus geführte und 
gegen die Sowjetunion und die an
deren sozialistischen Staaten ge
richtete imperialistische Paktsy
stem und in der völligen Restaura
tion der Macht des Monopolkapi
tals in der BRD.
Am 7.10. 1949 schufen die Arbei
terklasse und ihre Verbündeten un
ter Führung der SED die —» Deut
sche Demokratische Republik. Eine 
Staatsmacht der Arbeiter und Bau
ern war unerläßlich, um den im öst
lichen Teil Deutschlands eingelei
teten einheitlichen revolutionären 
Prozeß des Übergangs vom Kapita
lismus zum Sozialismus konse
quent weiterzuführen. Die Grün
dung des Arbeiter-und-Bauern- 
Staates war auch die einzig mögli
che Antwort auf die aggressive 
Politik, die von der imperialisti
schen Bourgeoisie mit der S. ver
folgt wurde.

Sparsamkeitsprinzip: Prinzip
der sozialistischen Wirtschaftsfüh
rung, das auf der Grundlage des so
zialistischen Eigentums an den 
Produktionsmitteln und der Aus
nutzung der ökonomischen Ge
setze des Sozialismus verlangt, ver
gegenständlichte und lebendige 
Arbeit, materielle und finanzielle 
Mittel sparsam einzusetzen, um 
das geplante Ergebnis mit minima
lem Aufwand bzw. mit einem gege
benen Aufwand ein höchstmögli
ches Resultat zu erreichen. Das 
—* ökonomische Grundgesetz des Sozia
lismus schließt ein, die wachsenden 
materiellen und kulturellen Bedürf
nisse des Volkes durch ein hohes 
Entwicklungstempo der Produk
tion, durch Aufwandssenkung und 
Effektivitätserhöhung, insbeson
dere durch die Nutzung der Resul
tate des wissenschaftlich-techni-


